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te Herausforderung. Manuel Silve- 
rio sagte auf einer Pressekonferenz, 
er würde den OAS 90 Punkte (von 
100 möglichen) verleihen. Die Spie
le würden sich durch das Vermächt
nis, das sie der Zukunft hinterlas- 
sen, auszeichnen. Sie seien für Ma- 
caus weitere Entwicklung vielver
sprechend und notwendig, wenn Ma
cau - wie Hongkong - eine interna
tionale Stadt werden solle (SCMP, 
7.11.05).

Seit neun Jahren hat sich Macau 
auf die Spiele vorbereitet. Die Kos
ten beliefen sich nach Aussage des 
Sekretärs für soziale Angelegenhei
ten und Kultur, Fernando Chui Sai 
On, auf ca. 4,3 Mrd. MPtc (543 
Mio. US$), mehr als doppelt so viel 
wie noch vor einigen Jahren veran
schlagt (2 Mrd. MPtc = 250 Mio. 
USS). In der Summe enthalten sind 
auch die Kosten für den Bau von 
Einrichtungen, die zwar im Zusam
menhang mit den Spielen entstan
den, letztendlich aber dem Gemein
wesen zugute kommen wie neue Ge
bäude für die Technische Hochschu
le, neue Unterkünfte an der Univer
sität von Macau, eine neue Schu
le und ein Jugendzentrum. 3 Mrd. 
MPtc investierte die Regierung in 
Sportstätten; allein elf Anlagen wur
den völlig neu gebaut mit dem 640 
Mio. MPtc (80 Mio. US$) teuren 
Macau Dome - ein dreistöckiger 
Bau mit 8.000 Sitzen und zwei se
paraten Hallenpavillons - als Zent
rum. Es ist Macaus modernster Bau 
seit dem Macau Tower. Auch das 
Schwimmzentrum (1.500 Sitze) be
eindruckt mit einem Olympiabecken 
mit zehn Bahnen sowie zwei Becken 
mit Sprungtürmen.

Macau hat in den letzten Jah
ren als Veranstalter internationaler 
Sportereignisse an Profil gewonnen. 
Neben dem jährlichen Grand Prix, 
der im September zum 52. Mal 
durchgeführt wurde, ist es Gastge
ber des jährlichen Macau Interna
tional Marathon und Macau Golf 
Open. Nach den OAS in diesem 
Jahr wird Macau im nächsten Jahr 
die Eröffnungsspiele der Vereini
gung der portugiesischsprachigen 
Olympischen Komitees ausrichten 
und im Jahr 2007 die 2. Hallen- 
Asien-Spiele. Im Jahr 2008 wer

den in Doha in Katar die Asien- 
Spiele stattfinden, und im Jahr 
2009 wird Hongkong Ausrichter der
5. Ostasien-Spiele sein. (RMRB,
30.10., 7.11.05; XNA, 29.10.05;
SCMP, 12., 30.10., 3., 7.11.05; IHT, 
1.11.05; http://www.blogmacau. 
info, 28., 29.10., 1.12.05, Aufruf: 
2.12.05; http://www.zdf.de/ZDFde/ 
inhalt/16/0,1872,2391856,00.html, 
Aufruf: 2.12.05; http://edition.cnn. 
com/2005/SPORT/09/26/easian.ga 
mes.main, Aufruf: 2.12.05)

Taiwan
Hans-Wilm Schütte

36 Diplomatische Beziehun
gen mit Senegal abgebro
chen

Nachdem der Außenminister der 
afrikanischen Republik Senegal in 
Beijing die Aufnahme diplomati
scher Beziehungen mit der VR Chi
na bekannt gegeben hatte, erklärte 
Taiwan seine Beziehungen mit dem 
Senegal am 25. Oktober für beendet. 
Außenminister Mark Chen (Chen 
Tangshan) und der Leiter des staat
lichen Nachrichtendienstes boten ih
ren Rücktritt an. Taiwans Diplo
maten und nachrichtendienstlichen 
Mitarbeitern in Dakar war offenbar 
entgangen, was sich dort zusammen
braute. Chen erklärte, er fühle sich 
von Senegal betrogen, da ihm an
gesichts wirtschaftlicher Aktivitäten 
der VR China im Senegal mehrfach 
versichert worden war, diese hät
ten keine Auswirkungen auf die Be
ziehungen mit Taiwan. In der Tat 
scheint Senegals Präsident Abdou- 
laye Wade nur sehr wenige enge Ver
traute in seine Pläne eingeweiht zu 
haben.

Senegal zählte zu Taiwans' wirt
schaftlich stärksten Partnern in 
Afrika - die anderen sind Mala
wi, Säo Tome und Principe, Gam
bia, Swasiland, Tschad und Burki
na Faso. Befürchtet wird in Taiwan 
vor allem, dass Senegals Schritt eine 
Signalwirkung entfaltet und andere 
afrikanische Verbündete nachzieht.

Unabhängig von eventuellen Ver
säumnissen auf Seiten des Außen
ministeriums und des Nachrichten
dienstes ist es kaum wahrschein
lich, dass Taiwan Senegals Wech
sel auf die Seite Beijings hätte ver
hindern können, denn die politische 
und mittlerweile auch wirtschaft
liche Großmacht VR China kann 
ein verantwortungsbewusster Politi
ker kaum noch ignorieren. Zudem 
wirbt Beijing Taiwans Verbündete 
seit längerer Zeit gezielt ab, um 
Taiwan außenpolitisch noch mehr 
zu isolieren. In Taiwan wurde kol
portiert, dass Beijing dem Senegal 
Wirtschaftshilfe im Umfang von 600 
Mio. US$ zugesagt habe.

Unterhielt Taiwan im Jahr 2000 
noch volle diplomatische Beziehun
gen mit 29 Staaten, sind es nunmehr 
noch 25. Offenbar stellt man sich in 
Taiwan auf einen weiteren Schwund 
ein (vgl. die folgende Dokumentati
on).

Taiwan beendete alle Wirtschafts
hilfe für den Senegal; auch 30 se
negalesische Studenten, die mit Sti
pendien der taiwanischen Regie
rung in Taiwan waren, mussten das 
Land verlassen. Die Rücktrittsgesu
che des Außenministers und des Ge
heimdienstchefs wurden abgelehnt. 
(CNAT, nach BBC PF, 25.10., 
26.10.05; TT, 27.10., 28.10., 2.11.05)

37 Taiwan stellt sich auf Ende 
der diplomatischen Bezie
hungen mit dem Vatikan 
ein

Die Beziehungen zum Heiligen Stuhl 
gelten schon seit einigen Jahren als 
gefährdet, da klar ist, dass der Va
tikan die Regierung in Beijing an
erkennen wird, sobald man mit ihr 
über Prägen der Religionspolitik Ei
nigkeit erzielt hat. Dies wurde zu
letzt im April vom Hongkonger Bi
schof Joseph Zen Ze-kiun (Chen 
Rijun) ausdrücklich bestätigt (vgl. 
C.a., 3/2005, Dok 51). Inzwischen 
scheint man sich in Taibei auf das 
Ende der Beziehungen mit Taiwans 
einzigem Verbündeten in Europa 
einzustellen. Nur so ist es erklärlich, 
dass Mark Chen den Heiligen Stuhl 
bat, Taiwan „mit Würde“ zu behan-
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dein, wenn es zum Abbruch der Be
ziehungen komme. Man verstehe die 
Situation, in der sich der Papst an
gesichts der großen Zahl festlands
chinesischer Katholiken befinde.

Die Äußerungen fielen im Vorfeld ei
nes Taiwan-Besuchs von Jean-Louis 
Tauran, der von 1990 bis 2003 als 
Außenminister des Vatikans fun
gierte und in Taibei von Präsi
dent Chen Shui-bian mit einem Or
den ausgezeichnet wurde. Die zahl
reichen wechselseitigen Lobeshym
nen, die bei der Gelegenheit ange
stimmt wurden und die beiderseits 
geäußerten Überzeugungen, wonach 
sich die Beziehungen zwischen bei
den Seiten weiter festigen werden, 
können freilich nicht über die tat
sächliche Interessenlage in Rom hin
wegtäuschen. Gegenüber dem Le- 
gislativyuan erklärte Mark Chen, 
die Beziehungen seien „leicht gefähr
det “. Treffender wäre gewesen zu sa
gen, offen sei nicht das Ob, sondern 
das Wann. (TT, 24.11., 26.11.05; 
CNAT, nach BBC PF, 26.11.05)

38 Delegationsreise ebnet 
Weg für chinesischen 
Taiwan-Tourismus

Ende Oktober traf ein hochrangi
ger Funktionär aus Beijing in Tai
wan ein: Shao Qiwei, der Leiter 
des Fremdenverkehrsamts, das di
rekt dem Staatsrat (Kabinett) un
tersteht. Begleitet wurde er von 
einer 66-köpfigen Delegation. Die 
Gruppe blieb neun Tage und reis
te einmal rund um die Insel, um 
sich ein Bild davon zu machen, wel
che Attraktionen Taiwan für festlän
dische Touristen bereithält. Gastge
ber war ein nichtstaatlicher Frem
denverkehr s verein .

Taiwan gestattete diesen Besuch, 
da im festländschinesischen Taiwan- 
Tourismus eine große Chance für die 
Zukunft gesehen wird; zudem hat 
sich Taiwan generell zum Ziel ge
setzt, den Fremdenverkehr zu stär
ken, um erheblich mehr ausländi
sche Gäste anzulocken als bisher. 
Die VR China machte den Formo
sa-Besuch Shaos wiederum zur Vo
raussetzung dafür, den eigenen Bür
gern touristische Taiwan-Reisen zu

gestatten. Bisher finden solche Rei
sen nur im begrenzten Rahmen ei
ner Versuchsphase statt. 2004 ka
men insgesamt 145.000 VR-Chine- 
sen auf die Insel. In Beijing wurde 
eine Ausweitung auf 360.000 Besu
cher jährlich vor geschlagen. Taibei 
reagierte verhalten positiv und er
klärte, man sei bereit, täglich 1.000 
festländische Gäste für eine Aufent
haltsdauer von zehn Tagen zu ak
zeptieren.

Die taiwanische Regierung, sonst 
stets auf protokollarische Details be
dacht, die den eigenen Status als 
unabhängige Nation dokumentieren 
sollen, verzichtete in diesem Fall auf 
alles, was Shao als Provokation hät
te auffassen können, also insbeson
dere die Begegnung mit gleich- oder 
höherrangigen Offiziellen. Li Ling- 
san, Minister für Transport und Ver
kehr, mochte dies allerdings nicht 
zugeben und erklärte, er habe leider 
keine Zeit, Shao zu treffen.

Dennoch kaum es zu protokollari
schen Querelen: Die Delegation ver
langte von einem Hotel, in dem sie 
nächtigte, aus der Halle ein Por
trät von Chen Shui-bian sowie die 
Staatsflagge der „Republik China“ 
zu entfernen. Die Union für Taiwan- 
Solidarität (TSU) forderte die Re
gierung daraufhin auf, die Delegati
on des Landes zu verweisen.

Trotz des Wunsches, Taiwan durch 
Touristen vom Festland neue Ein
nahmequellen zu erschließen, hegt 
das „grüne“, unabhängigkeitsorien
tierte Lager (und das heißt auch: 
die Regierung) nach wie vor er
hebliche Bedenken und Ängste. Be
fürchtet werden Spionageaktivitä
ten und Sabotageakte, letztere wohl 
eher zu Unrecht, erstere wohl zu 
Recht. Mit den ersten Pauschalrei
segästen vom Festland wird für den 
März gerechnet. (CNAT, nach BBC 
PF 26.10.05; TT, 29.10., 2.9., 7.9.05; 
ST, 29.10.05)

39 Umfangreicher Korrupti
onsskandal belastet DPP

Der Skandal um thailändische Ar
beiter, die im südtaiwanischen Kao- 
hsiung (Gaoxiong) beim U-Bahn
bau eingesetzt worden sind und un

ter sklavenähnlichen Bedingungen 
gehalten wurden, bis sie im Au
gust rebellierten (vgl. C.a., 5/2005, 
Dok 49), zog im Oktober und No
vember immer größere Kreise bis 
in den Präsidentenpalast in Tai
bei. Anfang Dezember zeichneten 
sich unübersehbare politische Aus
wirkungen ab.

Bereits Ende September waren im 
Zusammenhang mit der Anwerbung 
der thailändischen Arbeiter Be
stechungsvorwürfe laut geworden. 
In diesem Kontext wurde auch 
der Name des Präsidentenberaters 
und früheren stellvertretenden Ge
neralsekretärs des Präsidentenbü
ros Chen Che-nan (Chen Zhe’nan) 
genannt. Ministerpräsident Frank 
Hsieh (Xie Changting) versicherte 
jedoch, Chen Che-nan, seit 12 Jah
ren politischer Weggefährte und en
ger Vertrauter des Präsidenten, ha
be mit derlei Vorgängen nichts zu 
tun; Chen war in Verdacht geraten, 
da der damalige, wegen der Gast
arbeiteraffäre zurückgetretene Bür
germeister von Kaohsiung, Chen 
Chi-mai (Chen Qimai), sein Sohn 
ist. (TT, 27.9.05).

Hsiehs Ehrenerklärung erwies sich 
jedoch als voreilig, sofern er nicht 
bewusst gelogen hat. Chen Che-nan 
geriet ins Visier der Staatsanwalt
schaft und reichte Anfang Oktober 
sein Rücktrittsgesuch ein, das Prä
sident Chen Shui-bian am 5. Ok
tober annahm; gleichzeitig erklär
te der Präsident, die staatsanwalt
lichen Ermittlungen fänden seine 
volle Unterstützung. (WSJ, 5.10.05; 
TT, 6.10.05) Da Ministerpräsident 
Hsieh bis Januar 2005 Bürgermeis
ter von Kaohsiung war, tauchte zu
dem der Verdacht auf, auch er kön
ne in die Vorgänge um den U- 
Bahnbau involviert sein. Eine Un
tersuchungskommission unter Lei
tung der derzeitigen Ministerpräsi
dentin Yeh Chu-lan (Ye Julan) be
stätigte zwar am 21. Oktober, dass 
es bei der Auftragsvergabe unter 
Frank Hsieh zu keinen Interessens
konflikten oder Unregelmäßigkeiten 
gekommen sei; doch war dies nicht 
das letzte Wort in der Affäre. Hin
sichtlich eines weiteren Präsidenten
beraters, des damaligen stellvertre
tenden Vorsitzenden der U-Bahn-
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gesellschaft von Kaohsiung Chen 
Min-hsien (Chen Minxian), erkann
te die Kommission jedoch, er ha
be seine Macht missbraucht und auf 
die Auftragsvergabe zugunsten ei
ner bestimmten Firma Einfluss ge
nommen.

Ende Oktober weitete sich die Affä
re aus. Chen Che-nan, der weiterhin 
beteuerte, nicht in den Skandal um 
die U-Bahnaufträge verwickelt ge
wesen zu sein, musste nach entspre
chenden Medienberichten zugeben, 
mit Chen Min-hsien im November 
2002 ein Kasino in Südkorea besucht 
zu haben und zwar ohne die Ge
nehmigung, die für Auslandsreisen 
taiwanischer Staatsdiener gesetzlich 
vorgeschrieben ist. Daraufhin ent
zog die DPP Chen die Parteimit
gliedschaft. Die Partei hatte es ei
lig, da Auswirkungen auf die Regio
nalwahlen am 3. Dezember befürch
tet wurden - zu Recht, wie mittler
weile klar ist. Nach einem staatsan
waltlichen Verhör musste Chen eine 
Kaution von 500.000 NT$ beibrin- 
gen, um auf freiem Fuß zu bleiben. 
Hatten sich die Medien schon vorher 
lust voll der Affäre bemächtigt, durf
te nun öffentlich gezweifelt werden, 
ob Präsident Chen Shui-bian von 
den illegalen Reisen seiner Berater 
gewusst hatte. (TT, 29.10.05) Der 
Präsident bestritt dies, fand aber 
erwartungsgemäß wenig Zuspruch. 
(TT, 28.10., 29.10., 30.10., 31.10.05)

Die Affäre war damit nicht been
det, sondern gewann noch eine wei
tere Dimension, als sich nach An
gaben der Staatsanwaltschaft he
rausstellte, dass eben jene Firma, 
die im Auftrag der U-Bahnbau- 
er thailändische Arbeitskräfte ange
heuert und unter menschenunwürdi
gen Umständen untergebracht hat
te, von thailändischen Arbeitsver
mittlern Schmiergelder kassiert und 
Chen Che-nan zwei Thailand-Rei
sen sowie besagte Südkorea-Reise fi
nanziert hatte. Erstmals wurde ei
ne Spur erkennbar, die von den 
Menschenrechtsverletzungen, die im 
Gastarbeiteraufstand endeten, bis 
in den Präsidentenpalast führte. Bei 
einer internen Überprüfung im Prä
sidentenbüro wurde zudem festge
stellt, dass Chen Che-nan eine Bü
romitarbeiterin dazu bewegt hatte,

für ihn Börsengeschäfte zu tätigen 
zur Umgehung eines entsprechenden 
Verbots, das Insiderhandel verhin
dern soll. Die Öffentlichkeit staun
te und die Opposition frohlockte: 
illegaler Aktienhandel quasi unter 
den Augen des Staatsoberhaupts! 
Auf dem Konto von Präsident Chen 
Shui-bians anderem inkriminierten 
Berater, Chen Min-hsien, fand die 
Staatsanwaltschaft illegal kassierte 
Maklergebühren. (TT, 30.10., 5.11., 
7.11.05)

Im Laufe des Novembers weitete 
sich die Affäre auf immer mehr Per
sonen aus, wobei allerdings von po
litisch interessierten Kreisen auch 
lauter falsche Anschuldigungen und 
Spekulationen vorgebracht wurden. 
Mehrere Beteiligte überzogen ein
ander mit Verleumdungsklagen. Im 
Zuge des immer hitzigeren poli
tischen Streits geriet auch Minis
terpräsident Hsieh, in dessen Bür
germeisterägide die Auftragsverga
be zum U-Bahnbau erfolgt war, wie
der in Verdacht, auf die damali
gen Entscheidungen zugunsten be
stimmter Firmen Einfluss genom
men zu haben. Zu seiner Entlastung 
konnte er allerdings anführen, dass 
die Staatsanwaltschaft deswegen be
reits im Jahr 2001 Untersuchungen 
durchgeführt, jedoch keine Unregel
mäßigkeiten festgestellt hatte. (TT, 
23.11.05) Zuvor allerdings hatte er 
angekündigt, er wolle zurücktreten, 
wenn Chen Min-hsien der vollen
deten Bestechung überführt würde. 
(TT, 16.11.05)

Die Staatsanwaltschaft teilte den 
immer unübersichtlicher werdenden 
Komplex Anfang November in elf 
Untersuchungsbereiche auf und er
hob schließlich Anklage gegen 22 
Personen, darunter Chen Che-nan 
und Chen Min-hsien. Laut Staats
anwaltschaft handelt es sich um 
das umfangreichste Verfahren in der 
taiwanischen Justizgeschichte (TT,
8.10., 22.10., 7.11.05)

Die Auswirkungen des Skandals sind 
für die DPP verheerend und bislang 
noch nicht abschließend zu über
blicken. Die DPP, mit der Forde
rung nach Freiheit und Menschen
rechten groß geworden und Anfüh
rerin wie moralische Autorität im

Kampf gegen die KMT-Politmafia 
und den KMT-Filz aus Politik und 
Wirtschaft, erlebt ein Glaubwür
digkeitsdebakel sondergleichen. Der 
Ansehensverlust der Partei führte 
unter anderem zu einem dramati
schen Stimmeneinbruch bei den Re
gionalwahlen am 3. Dezember. (TT, 
4.12.05; mehr dazu im nächsten 
Heft) Dass Frank Hsieh noch lan
ge im Amt bleiben kann, ist zwei
felhaft. Die moralische und politi
sche Autorität des Präsidenten ist 
stark geschwächt, auch wenn ihm 
zugute gehalten werden kann, dass 
er sich für eine rückhaltlose Aufklä
rung aussprach, sich rasch von sei
nen falschen Freunden trennte und 
allem Anschein nach auch sonst in 
die Geschichte nicht verwickelt ist. 
Die Opposition, jahrzehntelang ein 
Hort der Korruption, triumphiert. 
Das Parlament wird mit den Stim
men von PFP und KMT den Präsi
denten mehr als bisher an die Wand 
drücken. Ein Generationswechsel in 
der politischen Führung der DPP 
scheint unausweichlich.

40 Parteien im Umfragetief

Die Politikverdrossenheit, die schon 
die letzte Parlamentswahl präg
te (vgl. C.a., 12/2004, S. 1322L), 
hat unterdessen weiter zugenom
men, und zwar auf Grund des Kao- 
hsiunger Korruptionsskandals vor 
allem zu Lasten der DPP. Im Ok
tober gab es dazu zwei Umfragen. 
Die erste vom 7. und 8. Oktober ent
hüllte geradezu desaströse Werte für 
die DPP. Demnach stimmen ihr nur 
noch 24% der Befragten zu, wäh
rend es bei der großen Rivalin KMT 
noch 35% sind. Lediglich die kleinen 
Parteien stehen besser dar, wenn ih
re ohnehin kleinere Anhängerschaft 
in Rechnung gestellt wird. Hier la
gen die Zustimmungswerte bei 20% 
für die PFP und bei 19% für die 
TST.

Das einstige Zugpferd der DPP, Prä
sident Chen Shui-bian, schnitt mit 
25% Zustimmung nicht besser ab als 
seine Partei - im eklatanten Gegen
satz zur Zeit seines Amtsantritts im 
Jahr 2000, als er sogar viele Opposi
tionsanhänger für sich einnahm und 
einen Zustimmungswert von 79% er
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zielte. Analog dazu stieg der Pro
zentsatz derer, die die Politik des 
Präsidenten dezidiert ablehnen, auf 
54%, ebenfalls ein neuer Rekord und 
kaum noch besser als der Ableh
nungswert von 56% für die DPP.

Das Maß an Politikverdrossenheit 
erhellt aber erst der Vergleich mit 
der KMT. Die größte Oppositions
partei steht zwar mit 35% Zustim
mung vergleichsweise gut da, doch 
fiel dieser Wert gegenüber Juli, als 
die Wahl von Ma Ying-jeou (Ma 
Yingjiu) zum neuen Parteivorsitzen
den anstand, um 14 Prozentpunk
te. Vermutlich profitiert die KMT 
gegenüber der DPP nach wie vor 
noch vom Ansehen, das Ma genießt, 
der noch nicht so verbraucht ist wie 
Chen Shui-bian; der Einbruch im 
Zustimmungswert jedoch zeigt, dass 
Ma bislang nicht zu überzeugen ver
mochte. In der Tat hat er bislang 
nichts bewegt und vor allem nicht 
das vielfach ersehnte Ende der Kon- 
frontations- und Blockadepolitik im 
Parlament herbeigeführt. Die politi
sche Mitte, der sich die taiwanischen 
Bürger in großer Mehrheit zugehörig 
fühlen, ist von Ma offenbar teilweise 
enttäuscht. (CNAT, nach BBC PF, 
9.10.05; TT, 10.10.05)

Eine erneute Umfrage zur politi
schen Akzeptanz der DPP Ende Ok
tober bestätigte die schlechten Wer
te von Anfang des Monats: 25% 
Zustimmung, 60% Ablehnung. Jetzt 
aber wurde auch gefragt, ob die 
DPP eine korrupte Partei sei. 52% 
stimmten dieser Aussage zu, nur 
23% hielten die DPP für sauber. Für 
eine Partei, die gegenüber der noto
risch korrupten KMT stets ihre wei
ße Weste hervorkehren konnte, sind 
diese Zahlen schlicht katastrophal. 
(CNAT, nach BBC PF, 30.10.05)

41 Taiwan im globalen Kor
ruptionsindex auf Rang 32

Transparency International veröf
fentlichte im Oktober ihren diesjäh
rigen Korruptionswahrnehmungsin
dex. Er basiert auf Umfragen un
ter „erfahrenen Geschäftspersonen 
und Analysten“ und gibt an, welche 
Rolle Bestechlichkeit in der durch
schnittlichen Wahrnehmung der Be

troffenen in den einzelnen Ländern 
spielt. Die 2005er-Liste wird von Is
land, Finnland und Neuseeland an
geführt; einziger asiatischer Staat 
unter den besten zehn ist Singapur. 
Deutschland liegt zwischen Hong
kong und den USA auf Rang 16. Tai
wan schaffte unter 159 berücksich
tigten Ländern Rang 32 und liegt 
damit gleichauf mit Botswana, Ka
tar und Uruguay. Da Taiwan im 
Jahr zuvor noch auf Platz 35 gele
gen hatte, könnte insofern eine leich
te Verbesserung konstatiert werden, 
eine längerfristige Tendenz ist da
mit jedoch nicht unbedingt verbun
den, da Taiwans Rang in den letz
ten zehn Jahren zwischen 25 und 
35 schwankte. Die Werte sind aller
dings ohnehin nicht direkt vergleich
bar, da auch die Zahl der berück
sichtigten Staaten von Jahr zu Jahr 
schwankt; so rangierte Taiwan im 
Jahr 2000 zwar auf Rang 28, lag da
mit aber am Ende des ersten Drit
tels unter 90 bewerteten Ländern im 
Grunde schlechter als jetzt.

Aussagekräftiger ist der Punkte
wert. Hier gilt 10 als „frei von Kor
ruption“, 0 als „extrem von Korrup
tion befallen“. Während Deutsch
land ein Spektrum von 7,9 bis 8,5 
Punkten aufweist, liegt Taiwan mit
5,4 bis 6,3 Punkten klar darun
ter. Die Inselrepublik gilt mithin 
als Staat „mittlerer Integrität“. Wie 
der örtliche Vertreter von Trans
parency International erklärte, ha
be der Kampf gegen Korruption in 
den letzten zehn Jahren nur geringe 
Fortschritte erzielt.

Taiwan mag sich damit trösten, 
dass sein großer Rivale deutlich 
schlechter abschnitt: Die VR Chi
na landete mit einem Punktewert 
von 2,9 bis 3,5 nur auf Platz 78. 
Taiwan genießt insofern einen kla
ren Standort vorteil. (TT, 19.10.05; 
www.transparency.org/surveys/inde 
x.html#cpi)

42 Ausfuhrbestellungen auf 
Rekordniveau

Taiwans Industrie meldete im Sep
tember bei den Ausfuhrbestellun
gen ein überraschend hohes Plus von 
22% gegenüber dem Vorjahresmo

nat. Zurückgeführt wurde dies auf 
eine Kombination aus drei Faktoren: 
auf die sich stabilisierende Welt
wirtschaft, einen schwacher Taiwan
dollar und das kommende Weih
nachtsgeschäft. Nachgefragt wurden 
vor allem Flüssigkrisalldisplays und 
elektronische Chips; insgesamt leg
ten die Bestellungen an taiwani- 
scher Elektronik sogar um 25% zu. 
Überdurchschnittlich viele Bestel
lungen kamen aus Japan (+34%) 
und Hongkong bzw. China (zusam
men +34,2%).

Die Industrieproduktion zog um 
6,3% an. Die entsprechenden Au
gustwerte waren allerdings noch et
was günstiger ausgefallen. Erfreuli
cher Nebeneffekt: Die Erwerbslosen
quote sank auf 4% und damit auf 
den niedrigsten Wert seit vier Jah
ren.

Aufgrund gestiegener Importpreise 
war im Jahr 2005 bislang allerdings 
ein stark sinkender Handelsbilanz
überschuss zu verzeichnen gewesen: 
von Januar bis September minus 
70% gegenüber dem Vorjahreszeit
raum, sodass bereits damit gerech
net wurde, dass die Handelsbilanz 
2006 negative Werte annimmt. Die
se Gefahr hat sich mit der star
ken Zunahme bei den Ausfuhrorders 
deutlich verringert. (WSJ, 10.10., 
26.10.05; HT, 24.10.05)

43 Parlament ordnet Medien
kontrolle neu

Am 25. Oktober verabschiedete der 
Legislativyuan ein Gesetz zur Ein
richtung eines Nationalen Kommu
nikationsrats, der zentrale Medien- 
kontrollfunktionen vom bisherigen 
Regierungsinformationsamt (Gov
ernment Information Office, GIO) 
übernehmen wird. Das GIO soll im 
Zuge der Neustrukturierung gänz
lich abgeschafft werden.

Das Gesetz war zwischen Regierung 
und Oppositionsmehrheit höchst 
umstritten. Am 11. Oktober kam 
es deswegen im Parlament zu einer 
derart heftigen Prügelei, dass zwei 
Abgeordnete anschließend im Kran
kenhaus behandelt werden mussten. 
(CNAT, nach BBC PF, 11.10.05; 
ST, 12.10.05)

http://www.transparency.org/surveys/inde
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Während beide Seiten die Fahne 
der Presse- und Informationsfrei
heit schwenkten, sahen sie ebendie
se durch die jeweils andere Seite ge
fährdet. Die Regierungspartei DPP 
lehnte den Gesetzentwurf der Oppo
sition ab, der eine parteiparitätisch 
besetzte Medienkontrollkommission 
vorsah - darin hätten die Vertre
ter der Opposition die Mehrheit ge
habt. Die Regierung dagegen beton
te, die Medienkontrolle sei Aufga
be der Exekutive. Der Druck auf 
die Regierung war jedoch gewach
sen, nachdem das GIO Anfang Au
gust sieben Fernsehsendern (vorwie
gend von Kabelprogrammen) wegen 
eingegangener Beschwerden die Er
neuerung der Sendelizenzen verwei
gert hatte, aber nicht in der La
ge war, die Entscheidungsfindung 
transparent zu machen. (TT, 2.6.05; 
SCMP, 3.8.05; WSJ, 5.8.05)

Nachdem das Vorhaben im Gesetz
gebungsapparat ein Jahr lang hin 
und her geschoben worden war, kam 
es nun schließlich doch noch zu ei
nem passabel wirkenden Kompro
miss. Nach dem neuen Gesetz wer
den die Parteien 15 Kontrollratsmit- 
glieder gemäß ihrem Proporz Vor
schlägen. Weitere drei werden vom 
Ministerpräsidenten nominiert. Aus 
diesen 18 wird dann eine Auswahl 
von 13 getroffen, und zwar im Rah
men einer öffentlichen Anhörung 
durch ein unabhängiges Auswahl
gremium, das aus Medienexperten 
und Wissenschaftlern bestehen und 
elf Mitglieder umfassen soll. Diese 
werden wiederum von den Partei
en gemäß ihrem Proporz bestimmt. 
Das Auswahlgremium stimmt öf
fentlich ab. Im Regelfall ist eine 
Mehrheit von 60% (also sieben der 
elf Stimmen) für die Wahl eines 
Kandidaten in den Kontrollrat er
forderlich; können auf diese Weise 
nicht alle 13 Sitze besetzt werden, 
genügt die einfache Mehrheit. Die 
Liste muss dann noch vom Parla
ment abgesegnet werden.

Um die Gefahr zu minimieren, 
dass Kontrollratsmitglieder einzel
nen Medienfirmen gefällig sind und 
anschließend selbst davon profitie
ren, enthält das Gesetz strenge Re
geln, die beispielsweise verbieten, 
dass ein Ratsmitglied innerhalb von

drei Jahren nach dem Ausschei
den für eine Firma tätig wird, die 
von seinen Entscheidungen in den 
letzten fünf Jahre tangiert war. 
Auch ist den Ratsmitgliedern par
teipolitische Betätigung untersagt. 
(CNAT, nach BBC PF, 25.10.05; 
ST, 26.10.05; TT, 26.10.05)

Die Regelung trägt vorwiegend die 
Handschrift der Opposition, ver
spricht aber dank deutlich höhe
rer Transparenz des Verfahrens ei
ne Verbesserung gegenüber dem jet
zigen Zustand. Ob auf diese Wei
se überhaupt ein Kontrollgremium 
zustande kommen wird oder eine 
wechselseitige Blockade der politi
schen Kontrahenten dem entgegen
steht, bleibt abzuwarten. Die Vor
gänge im November lassen aller
dings nichts Gutes erwarten. Die 
DPP verlangte nämlich bereits von 
der KMT, ihre Kontrollratskandida- 
ten auszuwechseln: Die Vorgeschla
genen seien „ungeeignet“, es hande
le sich um Parteiapparatschiks oder 
abgehalfterte Politiker; keiner besit
ze Medienerfahrung. (TT, 24.11.05)

44 Taiwan genießt höheres
Ansehen als die VR China

Taiwan kann sich über ein positi
ves Bild seiner selbst im Ausland 
freuen. Im Mai und Juni hatte das 
amerikanische Meinungsforschungs
institut Gallup eine Umfrage unter
1.500 zufällig ausgewählten Erwach
senen sowie 200 Meinungsführern 
aus den USA, Frankreich, Groß
britannien, Deutschland und Japan 
durchgeführt und festgestellt, dass 
60% der Befragten Taiwan als sou
veränen Staat ansehen und von Tai
wan zudem eine stärker positiv be
setzte Vorstellung haben als von der 
VR China. Besonders ausgeprägt ist 
diese Einstellung in Japan: Dort ge
nießt Taiwan eine fast doppelt so 
hohe Gunst wie China. Zu Tai
wans Vorzügen äußerten sich die Be
fragten in allen befragten Ländern 
gleich: Taiwan sei ein Land mit fort
geschrittener Technik, starker Wirt
schaft, gutem Essen und schöner 
Natur; seine Bewohner gelten als 
fleißig, freundlich und friedliebend. 
Eine nichtspezifizierte Mehrheit der 
Befragten sprach sich für eine UNO-

Mitgliedschaft des Inselstaates aus, 
eine Mehrheit von 72% unterstützt 
Taiwans Wunsch nach einer Mit
gliedschaft in der Weltgesundheits
organisation WHO. (TT, 25.11.05)

45 Prügelstrafen und Gewalt 
an Schulen in der Diskus
sion

Ein Parlamentshearing zur Prügel
strafe an Schulen ließ im Oktober 
divergierende Einstellungen erken
nen. Es ging um den Vorschlag, kör
perliche Strafen gesetzlich zu ver
bieten. Die Stiftung Humanistische 
Erziehung, der Nationale Elternver
band und der Nationale Lehrerver- 
band befürworteten den Plan. Vor 
allem Schuldirektoren sprachen sich 
mit dem Argument dagegen aus, 
hier liege keine Frage der Moral, 
sondern der kulturellen Werte vor. 
(Dies ist wohl dahingehend zu ver
stehen, dass Prügelstrafen nach An
sicht von deren Befürwortern von 
der chinesischen Kultur gutgehei
ßen werden.) Erziehungsminister Tu 
Cheng-sheng (Du Zhengsheng) ver
trat die Ansicht, Kultur sei kein 
Argument für Prügelstrafen, doch 
müsse gefragt werden, ob ein Ge
setz das richtige Mittel sei, den er
wünschten Wertewandel zu bewir
ken. (TT, 7.10.05) Laut einer Um
frage unter 3.000 Schülern hatten im 
letzten Jahr 65% unter irgendeiner 
Form körperlicher Bestrafung zu lei
den.

Mitte November erhielten die Prü
gelstrafengegner Rückenwind: Das 
Fernsehen brachte einen Videofilm, 
den ein Schüler heimlich gedreht 
hatte, als ein Mitschüler von der 
Lehrerin gezüchtigt wurde - wegen 
unpünktlicher Abgabe einer Haus
arbeit. Ein DPP-Parlamentarier hat 
unterdessen eine Ergänzung zum 
Schulgesetz vorgelegt, die ein Ver
bot von Prügelstrafen vorsieht. So
wohl Präsident Chen Shui-bian als 
auch Ministerpräsident Frank Hsieh 
unterstützen die Gesetzesrevision. 
(TT, 15.11.05)

Das Problem der Gewalt an Schulen 
wurde aber noch unter einem ande
ren Blickwinkel beleuchtet: der Ge
walt gegen Lehrer. Während sich al-
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lerlei Instanzen um bestrafte Schü
ler kümmerten, würden Lehrer, die 
von Schülern attackiert werden, al
lein gelassen und gewöhnlich sei es 
ihnen peinlich, darüber auch nur zu 
reden, verlautete aus Kreisen der 
DPP. (TT, 5.11.05)

Damit kam auch die Mafia-Prä
senz an Schulen zur Sprache. Ein 
Parlamentarier der DPP wies da
rauf hin, dass die taiwanische Mafia 
Nachwuchs unter Schülern über das 
Internet rekrutiere. Offenbar geht 
mindestens ein Teil der 315 Gewalt
fälle, die dem Erziehungsministeri
um von Januar bis August 2005 
gemeldet wurden, auf das Konto 
von jungen Mafia-Mitgliedern, al
lerdings würden Schüler Übergriffe 
seitens der Schülermafia aus Furcht 
oft nicht melden. Auch die Ge
walt gegen Lehrer geht zum Teil 
vom Mafia-Nachwuchs aus. Die Po
lizei ist nun offenbar entschlossen, 
in dieser Hinsicht aktiver zu wer
den und mit dem Erziehungsminis
terium enger zusammenzuarbeiten. 
(TT, 7.11.05)


